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I. Präambel 

Mit diesen Datenschutzinformationen informieren wir Sie, wie die 
Aderhold Rechtsanwaltsgesellschaft mbH (im Folgenden auch „Sozie-
tät“) mit personenbezogenen Daten im Rahmen eines Mandatsver-
hältnisses umgeht und wie die Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten durch unsere Sozietät erfolgt. Soweit die nachfolgenden Infor-
mationen nicht ausreichend oder nicht verständlich sein sollten, zö-
gern Sie nicht, den sachbearbeitenden Rechtsanwalt und/oder unse-
ren Datenschutzbeauftragten unter den in Ziffer II genannten Kontakt-
daten anzusprechen.  

II. Verantwortliche Stelle / DSB / Aufsichtsbehörde  
Nachfolgend finden Sie Informationen zu (i) Namen und Kontaktdaten 
des für die Datenverarbeitung Verantwortlichen, (ii) den Kontaktdaten 
des Datenschutzbeauftragten sowie (iii) die Kontaktdaten der für uns 
zuständigen Aufsichtsbehörde, an die Sie sich im Fall von Beschwerden 
wenden können:  
 
Verantwortlicher 
Aderhold Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Westfalendamm 87 
44141 Dortmund 
Tel. +49 (0)231 42 777 – 100 
Fax +49 (0)231 42 777 – 269 
E-Mail: info@aderhold.de 
www.aderhold.de 
 
Datenschutzbeauftragter 
KMS Licenza UG (haftungsbebschränkt), 
Postanschrift: Am Windhügel 17a, 59457 Werl, 
Telefon: +49 2922 80 33 707, 
E-Mail: info@norisk-datasecurity.com 
 
Zuständige Aufsichtsbehörde für den Datenschutz 
LDI Nordrhein-Westfalen 
Postfach 20 04 44 
40102 Düsseldorf 
Tel.: 0211/38424-0 
E-Mail: poststelle@ldi.nrw.de 
www.ldi.nrw.de 

III. Allgemeine Grundsätze 
Zunächst machen wir Sie mit unseren allgemeinen Grundsätzen für die 
Verarbeitung personenbezogener Daten vertraut, bevor wir Ihnen im 
Folgenden den Umgang mit personenbezogenen Daten im Rahmen ei-
nes Mandatsverhältnisses erläutern.  
Bitte beachten Sie, dass für den Onlinebereich unsere Datenschutzin-
formationen für Webseiten Anwendung finden. Diese enthalten spezi-
elle Regelungen für den Onlinebereich und sind unter „Datenschutz“ 
auf unserer Homepage www.aderhold.de verfügbar.  

1. Anwaltliches Berufsgeheimnis / Datenschutzrecht 
Als Rechtsanwaltsgesellschaft mbH unterliegen wir den Bestimmun-
gen des anwaltlichen Berufsgeheimnisses nach § 43a Abs. 2 Bundes-
rechtsanwaltsordnung (im Folgenden „BRAO“) sowie § 2 der Berufs-
ordnung für Rechtsanwälte (im Folgenden „BORA“). Hiernach sind wir 
zur Verschwiegenheit berechtigt und verpflichtet. Die Verschwiegen-
heitspflicht bezieht sich auf alle Tatsachen und Umstände, die uns in 
Ausübung des Berufs bekanntwerden. Die Verschwiegenheitspflicht 
besteht auch nach Beendigung des Mandats fort. Sie gilt nicht (i) für 
Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Ge-
heimhaltung bedürfen, (ii) soweit die BORA oder andere Rechtsvor-
schriften Ausnahmen von der Verschwiegenheitspflicht zulassen, oder 
(iii) die Durchsetzung oder Abwehr von Ansprüchen aus dem Mandats-
verhältnis oder die Verteidigung des Rechtsanwalts in eigener Sache 
eine Offenbarung erfordern. Verstöße gegen die anwaltliche Ver-
schwiegenheitspflicht können nach § 203 StGB strafrechtlich sanktio-
niert werden.  
Für Verarbeitungen personenbezogener Daten von Mandanten, die 
natürliche Personen sind, gelten ergänzend zum anwaltlichen Berufs-
geheimnis die datenschutzrechtlichen Vorschriften der Verordnung 
(EU) 679/2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 95/46/EG (im Folgenden „Datenschutz-Grundver-
ordnung“ oder „DSGVO“) sowie die Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes (im Folgenden „BDSG“).  

2. Begriffsbestimmungen  
Die Begriffsbestimmungen und Definitionen in diesen Datenschutzhin-
weisen richten sich nach der DSGVO sowie dem BDSG. 

3. Verarbeitung personenbezogener Daten 
Wir erheben und verwenden personenbezogene Daten im Regelfall 
nur, soweit dies zur Erbringung und Bereitstellung unserer Leistungen 
erforderlich ist sowie in den in diesen Datenschutzinformationen auf-
geführten Fällen. Eine darüberhinausgehende Verarbeitung personen-
bezogener Daten erfolgt nur, soweit dies durch gesetzliche Vorschrif-
ten ausdrücklich gestattet ist und/oder ihre Einwilligung– soweit erfor-
derlich – hierzu vorliegt. 

4. Datenschutzrechtliche Grundlagen der Verarbeitung  
Im Rahmen des Mandatsverhältnisses findet die Verarbeitung von per-
sonenbezogenen Daten zur Erfüllung des mit Ihnen abgeschlossenen 
Rechtsanwaltsdienstleistungsvertrages statt. Rechtsgrundlage der 
Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO; dies gilt auch für Verarbei-
tungen, die zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen, insbeson-
dere mit der Mandatsübernahme aufgrund Ihrer entsprechenden An-
frage erforderlich sind. Erfolgt eine Verarbeitung zur Erfüllung einer 
rechtlichen Verpflichtung, ist Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO die Rechts-
grundlage. Verarbeitungen zur Wahrung lebenswichtiger Interessen 
der betroffenen Person oder einer anderen natürlichen Person verar-
beiten wir im Rahmen von Art. 6 Abs. 1 lit. d DSGVO. Erfolgt eine Ver-
arbeitung von Daten zur Wahrung berechtigter Interessen unserer So-
zietät und/oder eines Dritten und überwiegen die Interessen, Grund-
rechte und Grundfreiheiten des Betroffenen unsere berechtigten Inte-
ressen nicht, ist Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO die Rechtsgrundlage. Soweit 
die Verarbeitung personenbezogener Daten nicht aufgrund einer der 
genannten Rechtsgrundlagen beruht, ist gemäß Art. 6 Abs. 1 
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lit. a DSGVO die Verarbeitung auf Basis einer von der betroffenen Per-
son erteilten Einwilligung zulässig. Erfolgt eine Verarbeitung personen-
bezogener Daten zu anderen Zwecken als ursprünglich geplant, ist 
Art. 6 Abs. 4 DSGVO die Rechtsgrundlage. 

5. Verarbeitung zur Durchsetzung von Ansprüchen / Erfüllung 
rechtlicher Verpflichtungen  

Im Rahmen von Mandatsverhältnissen behalten wir uns vor, perso-
nenbezogene Daten zum Zwecke der Durchsetzung unserer Ansprüche 
im Rahmen berechtigter Interessen nach Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO zu 
verarbeiten; dies umfasst auch eine Übermittlung von Daten an Behör-
den und/oder Gerichte. Ebenso kann eine Verarbeitung und/oder 
Übermittlung von Daten zum Zwecke der Erfüllung gesetzlicher oder 
rechtlicher Verpflichtungen (z.B. Auskünfte an Behörden etc.) erfol-
gen; Rechtsgrundlage hierfür ist Art. 6 Abs. 1 lit. c DSGVO. Die Bestim-
mungen der anwaltlichen Verschwiegenheitspflicht und sich daraus 
ergebenden Einschränkungen werden beachtet. 

6. Einholung von Einwilligungen / Widerrufsrecht 
Einwilligungen (Art. 6 Abs. 1 lit. a DSGVO) werden von uns in der Regel 
schriftlich eingeholt. Im Fall der elektronischen Einwilligung erfolgt 
dies durch Setzen eines Häkchens in das entsprechende Feld zur Do-
kumentation der Einwilligungserteilung; der Inhalt der Einwilligungs-
erklärung wird elektronisch protokolliert. 
Widerrufsrecht: Bitte beachten Sie, dass Sie eine einmal erteilte Ein-
willigung – gleich, ob diese auf Art. 6 Abs. 1 lit. a oder Art. 9 Abs. 2 
lit. a DSGVO beruht – jederzeit mit Wirkung für die Zukunft – vollstän-
dig oder teilweise – widerrufen können; die Rechtmäßigkeit der auf-
grund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung bleibt 
hiervon unberührt. Einen etwaigen Widerruf richten Sie bitte an die in 
Ziffer II genannten Kontaktdaten des Verantwortlichen oder den das 
Mandat bearbeitenden Rechtsanwalt. 

7. Zugriffsberechtigte / etwaige Empfänger von Daten  
Innerhalb unserer Sozietät haben grundsätzlich nur diejenigen Perso-
nen und Stellen Zugriff auf personenbezogene Daten, die Zugriff zur 
Erfüllung der in diesen Datenschutzinformationen nachfolgend be-
schriebenen Zwecke benötigen (sog. „need-to-know“-Prinzip).  
Wir tragen dafür Sorge, dass unsere Mitarbeiter und etwaige Dienst-
leister entsprechend der gesetzlichen Bestimmungen (§§ 43a Abs. 2, 
43e BRAO) verpflichtet sind, insbesondere 
i. unter Belehrung über die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtver-

letzung zur Verschwiegenheit,  
ii. dazu, sich von fremden Geheimnissen nur Kenntnis zu verschaffen, 

soweit dies zur Vertragserfüllung erforderlich ist,  
iii. dazu, weitere Personen in die Erfüllung eines Vertrages nur einzu-

beziehen, soweit unsere ausdrückliche Zustimmung hierzu vorliegt 
und diese Personen zuvor ebenfalls zur Verschwiegenheit ver-
pflichtet wurden.  

In den vorgenannten Grenzen behalten wir uns vor, dritte Dienstleister 
in das Mandatsverhältnis einzubinden, die im Rahmen der Leistungs-
erbringung in unserem Auftrag und nach Weisung tätig werden (Auf-
tragsverarbeiter). Diese Dienstleister können im Rahmen der Leis-
tungserbringung personenbezogene Daten empfangen bzw. mit per-
sonenbezogenen Daten in Berührung kommen. Diese Dienstleister 
sind Dritte bzw. Empfänger i.S.v. Art. 4 Nr. 9 oder 10 DSGVO. In einem 
solchen Fall tragen wir dafür Sorge, dass unsere Dienstleister hinrei-
chende Garantien dafür bieten, dass geeignete technische und organi-
satorische Maßnahmen vorhanden sind und Verarbeitungen so durch-
geführt werden, dass sie im Einklang mit den Anforderungen der 
DSGVO stehen und den Schutz der Rechte der betroffenen Person ge-
währleisten (vgl. Art. 28 DSGVO).  
Soweit eine Übermittlung von personenbezogenen Daten außerhalb 
einer Auftragsverarbeitung an Dritte und/oder Empfänger erfolgt, stel-
len wir sicher, dass dies ausschließlich in Übereinstimmung mit den 

gesetzlichen Anforderungen (DSGVO, BDSG, BRAO) und nur bei Vorlie-
gen einer entsprechenden Rechtsgrundlage oder einer hierzu ggf. er-
forderlichen Einwilligung geschieht.  
Bei einer Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die unmittelbar und 
ausschließlich nur einem einzelnen Mandat dienen, erfolgt eine Einbe-
ziehung nur, soweit der Mandant hierzu zuvor ausdrücklich eingewil-
ligt hat (§ 43e Abs. 5 BRAO). 

8. Etwaige Verarbeitung außerhalb der Bundesrepublik Deutsch-
land 

Die Verarbeitung personenbezogenen Daten erfolgt grundsätzlich in-
nerhalb der Bundesrepublik Deutschland.  
Soweit eine Verarbeitung personenbezogenen Daten außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland in anderen EU-Mitgliedsstaaten oder in 
Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums („EWR“) – z.B. durch 
Dienstleister - erfolgen sollte, erfolgt dies unter Beachtung des 
§ 43e BRAO (siehe Ziffer III.7). 
Lediglich in Ausnahmefällen kann es darüber hinaus zu einer Übermitt-
lung und/oder Verarbeitung von Daten und Informationen in sog. 
"Drittländern" kommen. "Drittländer" sind Länder außerhalb der Eu-
ropäischen Union und/oder des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum, in denen nicht ohne Weiteres von einem angemes-
senen Datenschutzniveau entsprechend der Standards der EU ausge-
gangen werden kann. 
Sofern die übermittelten Informationen auch personenbezogene Da-
ten umfassen, stellen wir vor einer solchen Übermittlung / Verarbei-
tung sicher, dass entweder  
i. eine Einwilligung hierzu vorliegt,  
ii. in dem jeweiligen Drittland oder bei dem jeweiligen Empfänger in 

dem Drittland ein angemessenes Datenschutzniveau gewährleis-
tet ist und – soweit erforderlich – die weiteren Voraussetzungen 
des § 43e Abs. 4 BRAO gewahrt sind, oder  

iii. eine Ausnahme nach Art. 49 DSGVO dies gestattet.  
Ein angemessenes Datenschutzniveau i. S. der DSGVO kann aus einem 
sog. "Angemessenheitsbeschluss" der Europäischen Kommission oder 
aus der Verwendung der sog. "EU Standardvertragsklauseln" folgen. 
Weitere Informationen zu den geeigneten und angemessenen Garan-
tien zur Einhaltung eines angemessenen Datenschutzniveaus stellen 
wir Ihnen auf Anfrage gerne zur Verfügung.  
Bei einer Inanspruchnahme von Dienstleistern, die im Ausland tätig 
werden, stellen wir unbeschadet der übrigen Voraussetzungen des 
§ 43e BRAO vor einer Übermittlung und/oder Verarbeitung sicher, 
dass der im Ausland bestehende Schutz der Geheimnisse dem Schutz 
im Inland vergleichbar ist, es sei denn, dass der Schutz der Geheim-
nisse dies nicht gebietet. 

9. Grundsätze zur Datenlöschung und Speicherdauer 
Personenbezogene Daten unserer Mandanten (betroffene Personen) 
werden gelöscht, wenn die Daten für die Zwecke des Mandatsverhält-
nisses nicht länger erforderlich sind. Anstelle der Löschung tritt dabei 
ggf. eine Speicherung unter Einschränkung der Verarbeitung, wenn 
dies durch den europäischen oder nationalen Gesetzgeber in unions-
rechtlichen Verordnungen, Gesetzen oder sonstigen Vorschriften, de-
nen unsere Sozietät unterliegt, vorgesehen ist, insbesondere z.B. 
· zur Erfüllung der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht des 

§ 50 BRAO, zur Zeit 6 Jahre nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem das Mandat beendet wurde. 

· zur Erfüllung von gesetzlichen Aufbewahrungspflichten (z.B. der 
Abgabenordnung (AO) oder dem Handelsgesetzbuch (HGB), zur 
Zeit zwischen 2 bis 10 Jahren), und/oder  

· bei Bestehen berechtigter Interessen an einer Speicherung 
(z.B. während des Laufs von Verjährungsfristen zum Zwecke ei-
ner etwaigen Rechtsverteidigung (§§ 195 ff BGB), zur Zeit zwi-
schen 3 bis 30 Jahren).  

Eine Löschung der Daten erfolgt spätestens dann, wenn eine durch die 
vorgenannten Normen vorgeschriebene Speicherfrist abläuft, es sei 
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denn, dass eine Erforderlichkeit zur weiteren Speicherung der Daten 
für einen Vertragsabschluss oder zu anderen Zwecken besteht oder Sie 
in eine längere Speicherung eingewilligt haben (Art. 6 Abs. 1 lit a 
DSGVO). 

IV. Kategorien personenbezogener Daten 
Bei der Art der betroffenen personenbezogenen Daten unterscheiden 
wir im Wesentlichen zwischen (i) Stammdaten, (ii) Vertragsdurchfüh-
rungsdaten und (iii) Drittdaten. Hinzu kommen ggf. besondere perso-
nenbezogene Daten i.S.d. Art. 9 DSGVO. 

1. Stammdaten 
Stammdaten sind Daten zu Ihrem Unternehmen und/oder Ihrer Per-
son, die Sie im Rahmen der Vertragsanbahnung und/oder einer Man-
datierung unserer Sozietät bereitstellen. Dies kann Angaben umfassen 
wie Firmenname, Ansprechpartner, Name, Vorname, Anrede, An-
schrift, Geburtsdatum, E-Mail-Adresse, Telefonnummer, Fax sowie zu 
Abrechnungszwecken Kontoverbindungsdaten oder Ähnliches. Dar-
über hinaus können Sie uns auf freiwilliger Basis weitere Daten, 
z. B. eine Mobilfunknummer, Ihre bevorzugte Korrespondenzsprache 
o.Ä. mitteilen. Diese von Ihnen angegebenen Daten bezeichnen wir 
insgesamt als „Stammdaten“. Zu Stammdaten zählen auch Daten von 
Gegnern oder Beteiligten, die wir im Rahmen des Mandatsverhältnis-
ses erhalten.  

2. Vertragsdurchführungsdaten  
Vertragsdurchführungsdaten sind solche Daten, die im Rahmen der 
Vertragsdurchführung bzw. Mandatsbearbeitung anfallen und von uns 
zur Vertragsdurchführung, Abrechnung oder Verwaltung verarbeitet 
werden. Zu den Vertragsdurchführungsdaten gehören alle Informatio-
nen, die für Ihre Beratung und die Durchsetzung und/oder Verteidi-
gung Ihrer Rechte im Rahmen des Mandatsverhältnisses notwendig 
sein können, z.B. Sachverhaltsschilderungen, Dokumente, Unterlagen, 
Urkunden, E-Mails, Stellungnahmen oder Ähnliches, soweit diese eine 
Personenbeziehbarkeit ermöglichen. 

3. Drittdaten 
Drittdaten sind solche personenbezogenen Daten, die wir nicht direkt 
bei betroffenen Personen (z.B. Mandanten, Gegnern oder Beteiligten) 
erheben bzw. nicht direkt von der betroffenen Person zur Verfügung 
gestellt bekommen, sondern die wir von Dritten (Mandanten, Geg-
nern, Beteiligten, Gerichten, Behörden) im Rahmen der Mandatsbear-
beitung erhalten.  

V. Datenverarbeitung im Mandatsverhältnis  
Personenbezogene Daten werden von uns nach den einschlägigen da-
tenschutzrechtlichen Bestimmungen insbesondere der DSGVO, des 
BDSG oder der BRAO / BORA verarbeitet.  
Stammdaten, Vertragsdurchführungsdaten und Drittdaten werden 
von uns zum Zwecke der Angebotserstellung und/oder zur Erfüllung 
des jeweiligen Mandatsverhältnisses verarbeitet, soweit dies zur Ver-
tragsanbahnung und/oder Vertragsdurchführung erforderlich ist. 
Hierzu gehört z.B. die anwaltliche Beratung im Rahmen des Mandats-
verhältnisses, Einholung von Deckungszusagen bei Rechtsschutzversi-
cherungen, Stellung von Anträgen auf Prozesskostenhilfe (PKH) oder 
Verfahrenskostenhilfe (VKH), Rechnungsstellung, Abwicklung evtl. 
Haftungsansprüche Ihrerseits gegen die Sozietät oder Durchführung 
wirksamer Kollisionskontrollen zur Vermeidung von Interessenkonflik-
ten; ergänzend gelten die Ausführungen unter Ziffer III. Rechtsgrund-
lage hierfür ist Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO. Ihre Daten werden sowohl 
digital (in einem Dokumentenmanagementsystem) als auch in Papier-
form gespeichert bzw. gesammelt. 

VI. Kommunikation im Mandatsverhältnis 
Stammdaten, Vertragsdurchführungsdaten und Drittdaten von Man-
danten, Gegnern, Streitverkündeten, Nebenintervenienten, deren an-
waltlichen Vertretern, Gerichten, Behörden und/oder sonstigen Betei-
ligten an einem Mandatsverhältnis nutzen wir zudem zum Zwecke der 

Kommunikation mit diesen. Rechtsgrundlage hierfür ist, soweit die 
Durchführung des Mandatsverhältnisses betroffen ist, Art. 6 Abs. 1 
lit. b DSGVO, sowie ggf. berechtigte Interessen nach Art. 6 Abs. 1 
lit. f DSGVO. 

VII. Werbung / Newsletter 
Der Anwaltschaft ist die Veranstaltung von Werbung / Marketing nur 
in engen Grenzen gestattet. Werbung ist nach § 43b BRAO zulässig, so-
weit sie über die berufliche Tätigkeit in Form und Inhalt sachlich unter-
richtet und nicht auf die Erteilung eines Auftrags im Einzelfall gerichtet 
ist; ergänzende Bestimmungen finden sich in den §§ 6 bis 10 BORA. 
Im Rahmen einer sachbezogenen Information über die Tätigkeit unse-
rer Sozietät bieten wir Newsletter an und betreiben zudem das Infor-
mationsportal Leaders Law (https://leaders.law). 

VIII. Verarbeitung von Lieferantendaten / Dienstleisterdaten 
Daten von Lieferanten und/oder Dienstleistern (im Folgenden einheit-
lich „Lieferanten“), die natürliche Personen sind und deren Leistungen 
wir auf vertraglicher Grundlage nachfragen und/oder in Anspruch neh-
men, verarbeiten wir ausschließlich zum Zwecke der Vertragserfüllung 
oder -durchführung. Hiervon können Stammdaten und Vertragsdurch-
führungsdaten betroffen sein. Rechtsgrundlage für eine solche Daten-
verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO (Vertragserfüllung / Durch-
führung vorvertraglicher Maßnahmen).  
Die Ziffer III.5 (Datenverarbeitung zur Durchsetzung von Ansprüchen / 
Erfüllung rechtlicher Vorschriften) gilt entsprechend. 

IX. Etwaige Empfänger von Daten 
Ihre Daten können im Rahmen der Mandatsbearbeitung an Behörden, 
Gerichte, staatliche Stellen, (Verfahrens-) Gegner oder andere Betei-
ligte, aber auch an (Rechtsschutz-) Versicherungen (z.B. Einholung De-
ckungsschutz) oder im Rahmen des Zahlungsverkehrs, jeweils vorbe-
haltlich einer hierzu ggf. erforderlichen Einwilligung, übermittelt wer-
den. Darüber hinaus können Daten an (technische) Dienstleister, Ser-
vice-Provider und/oder Subunternehmer übermittelt werden. Die Da-
tenweitergabe erfolgt nur, soweit dies zur ordnungsgemäßen Abwick-
lung des Mandatsverhältnisses erforderlich ist (Art. 6 Abs. 1 
lit. b DSGVO) oder berechtigte Interessen hierfür vorliegen (Art. 6 
Abs. 1 lit. f DSGVO). Die besoderen Anforderungen der BRAO werden 
entsprechend berücksichtigt (siehe oben). Im Übrigen verweisen wir 
auf die Ausführungen in Ziffer III.7.  

X. Betroffenenrechte  
Die DSGVO gewährt den betroffenen Personen umfangreiche Rechte 
(sog. Betroffenenrechte, insb. Art. 12 bis Art. 22 DSGVO): Es besteht 
ein Auskunftsrecht gemäß Art. 15 DSGVO, ein Recht auf Berichtigung 
gemäß Art. 16 DSGVO, ein Recht auf Löschung gemäß Art. 17 DSGVO, 
ein Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß Art. 18 DSGVO, 
ein Recht auf Datenmitnahme gemäß Art. 20 DSGVO und ein Recht auf 
Widerspruch gemäß Art. 21 DSGVO. Darüber hinaus besteht ein Be-
schwerderecht bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde ge-
mäß Art. 77 DSGVO i. V. m. § 19 BDSG. 
Möchten Sie eines oder mehrere dieser Rechte in Anspruch nehmen, 
können Sie uns jederzeit kontaktieren. Nutzen Sie hierzu bitte die un-
ter Ziffer II angegebenen Kontaktmöglichkeiten.  
Bitte beachten Sie, dass Betroffenenrechte mit Hinblick auf die anwalt-
liche Verschwiegenheitspflicht gemäß §§ 29, 32 bis 35 BDSG einge-
schränkt sein können. 

 
* * * 
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Information über Ihr Widerspruchsrecht  
nach Art. 21 DSGVO 

 
Sie haben das Recht, aus Gründen, die sich aus Ihrer besonderen 
Situation ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung Sie betref-
fender personenbezogener Daten, die aufgrund von Art. 6 Abs. 1 
lit. e DSGVO (Datenverarbeitung im öffentlichen Interesse) 
und/oder Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO (Datenverarbeitung im Rah-
men berechtigter Interessen) erfolgt, Widerspruch einzulegen; 
dies gilt auch für ein auf diese Bestimmung gestütztes Profiling 
im Sinne von Art. 4 Abs. 4 DSGVO sowie für Direktwerbung i.S.v. 
Art. 21 Abs. 2 DSGVO. 
 
Legen Sie Widerspruch ein, werden wir Ihre personenbezogenen 
Daten nicht mehr verarbeiten, es sei denn, wir können zwin-
gende schutzwürdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, 
die Ihre Interessen, Rechte und Freiheiten überwiegen, oder die 
Verarbeitung dient der Geltendmachung, Ausübung oder Vertei-
digung von Rechtsansprüchen. 
 
Der Widerspruch kann grundsätzlich formfrei erfolgen. Zur Aus-
übung des Widerspruchsrechts können Sie sich an die in Ziffer II 
genannten Kontaktdaten werden.  
 

 
Auszug BRAO  
 
§ 43a BRAO 
(2) 1Der Rechtsanwalt ist zur Verschwiegenheit verpflichtet. 2Diese 
Pflicht bezieht sich auf alles, was ihm in Ausübung seines Berufes 
bekanntgeworden ist. 3Dies gilt nicht für Tatsachen, die offenkun-
dig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedür-
fen. 4Der Rechtsanwalt hat die von ihm beschäftigten Personen in 
Textform zur Verschwiegenheit zu verpflichten und sie dabei über 
die strafrechtlichen Folgen einer Pflichtverletzung zu belehren. 
5Zudem hat er bei ihnen in geeigneter Weise auf die Einhaltung 
der Verschwiegenheitspflicht hinzuwirken. 6Den von dem Rechts-
anwalt beschäftigten Personen stehen die Personen gleich, die im 
Rahmen einer berufsvorbereitenden Tätigkeit oder einer sonsti-
gen Hilfstätigkeit an seiner beruflichen Tätigkeit mitwirken. 7Satz 
4 gilt nicht für Referendare und angestellte Personen, die im Hin-
blick auf die Verschwiegenheitspflicht den gleichen Anforderun-
gen wie der Rechtsanwalt unterliegen. 8Hat sich ein Rechtsanwalt 
mit anderen Personen, die im Hinblick auf die Verschwiegenheits-
pflicht den gleichen Anforderungen unterliegen wie er, zur ge-
meinschaftlichen Berufsausübung zusammengeschlossen und be-
steht zu den Beschäftigten ein einheitliches Beschäftigungsver-
hältnis, so genügt auch der Nachweis, dass eine andere dieser Per-
sonen die Verpflichtung nach Satz 4 vorgenommen hat. 

 
§ 43e BRAO 
(1) 1Der Rechtsanwalt darf Dienstleistern den Zugang zu Tatsachen 
eröffnen, auf die sich die Verpflichtung zur Verschwiegenheit ge-
mäß § 43a Abs. 2 Satz 1 bezieht, soweit dies für die Inanspruch-
nahme der Dienstleistung erforderlich ist. 2Dienstleister ist eine an-
dere Person oder Stelle, die vom Rechtsanwalt im Rahmen seiner 
Berufsausübung mit Dienstleistungen beauftragt wird. 
(2) 1Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, den Dienstleister sorgfältig 
auszuwählen. 2Er hat die Zusammenarbeit unverzüglich zu been-
den, wenn die Einhaltung der dem Dienstleister gemäß Absatz 3 zu 
machenden Vorgaben nicht gewährleistet ist. 
(3) Der Vertrag mit dem Dienstleister bedarf der Textform. In ihm 
ist  
1. der Dienstleister unter Belehrung über die strafrechtlichen 

Folgen einer Pflichtverletzung zur Verschwiegenheit zu ver-
pflichten, 

2. der Dienstleister zu verpflichten, sich nur insoweit Kenntnis 
von fremden Geheimnissen zu verschaffen, als dies zur Ver-
tragserfüllung erforderlich ist, und 

3. festzulegen, ob der Dienstleister befugt ist, weitere Personen 
zur Erfüllung des Vertrags heranzuziehen; für diesen Fall ist 
dem Dienstleister aufzuerlegen, diese Personen in Textform 
zur Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(4) Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die im Ausland 
erbracht werden, darf der Rechtsanwalt dem Dienstleister den Zu-
gang zu fremden Geheimnissen unbeschadet der übrigen Voraus-
setzungen dieser Vorschrift nur dann eröffnen, wenn der dort be-
stehende Schutz der Geheimnisse dem Schutz im Inland vergleich-
bar ist, es sei denn, dass der Schutz der Geheimnisse dies nicht ge-
bietet. 
(5) Bei der Inanspruchnahme von Dienstleistungen, die unmittelbar 
einem einzelnen Mandat dienen, darf der Rechtsanwalt dem 
Dienstleister den Zugang zu fremden Geheimnissen nur dann eröff-
nen, wenn der Mandant darin eingewilligt hat. 
(6) Die Absätze 2 und 3 gelten auch im Fall der Inanspruchnahme 
von Dienstleistungen, in die der Mandant eingewilligt hat, sofern 
der Mandant nicht ausdrücklich auf die Einhaltung der in den Ab-
sätzen 2 und 3 genannten Anforderungen verzichtet hat. 
(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht, soweit Dienstleistungen auf 
Grund besonderer gesetzlicher Vorschriften in Anspruch genom-
men werden. Absatz 3 Satz 2 gilt nicht, soweit der Dienstleister hin-
sichtlich der zu erbringenden Dienstleistung gesetzlich zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet ist. 
(8) Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Daten bleiben 
unberührt. 
 
 
 
 
 

 


